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(2) Abgesehen von der Anordnung des Ruhens 
nach Absatz 1 Nr. 3 findet Art. 55 Abs. 3 entspre­
chende Anwendung. 

Art. 57 

Feststellung der Listennachfolger 

(1) Scheidet ein Abgeordneter durch Tod oder 
Verlust der Mitgliedschaft aus oder ruht seine Mit­
gliedschaft, so wird der Sitz mit dem nächstfolgen­
den Listennachfolger aus dem Wahlkreisvorschlag 
der politischen Partei oder sonstigen organisierten 
Wählergruppe besetzt, für die der Ausgeschiedene 
bei der Wahl aufgetreten war. 

(2) 1 Die Feststellung und Einberufung des 
Listennachfolgers obliegt dem Landeswahlleiter. 
2Art. 47 und 48 finden entsprechende Anwendung. 

(3) Muß von der festgestellten Reihenfolge der 
Listennachfolger abgewichen werden, so entschei­
det hierüber - vom Fall des Todes oder des Verzichts 
(Art. 45 Abs. 2) eines Listennachfolgers abgesehen 
- der Landeswahlausschuß. 

Art. 58 

Folgen eines Parteiverbots 

(1) Erklärt das Bundesverfassungsgericht ge­
mäß Art. 21 des Grundgesetzes eine Partei für ver­
fassungswidrig, so verlieren die Abgeordneten, die 
auf Grund eines Wahlvorschlags dieser Partei ge­
wählt worden sind oder die der für verfassungs­
widrig erklärten Partei zur Zeit der Verkündung 
des Urteils angehören, mit Verkündung des Urteils 
ihren Sitz, soweit nicht in dem Urteil ausdrücklich 
etwas anderes bestimmt ist. 

(2) ISoweit Abgeordnete nach Absatz 1 ihren 
Sitz verloren haben, bleiben die Sitze unbesetzt. 
2Das gilt nicht, wenn die ausgeschiedenen Abge­
ordneten auf Grund eines Wahlvorschlags einer 
nicht für verfassungswidrig erklärten Partei ge­
wählt waren; in diesem Fall werden die nächstfol­
genden Listennachfolger dieses Wahlvorschlags 
einberufen, soweit nicht auch auf diese die Voraus­
setzungen des Absatzes 1 zutreffen. 3Art. 57 Abs. 2 
und 3 gelten entsprechend. 

(3) 1 Im Fall des Absatzes 2 Satz 1 verringert sich 
die gesetzliche Mitgliederzahl des Landtags für 
den Rest der Wahldauer entsprechend. 2Eine Neu­
verteilung der verbleibenden Sitze findet nicht 
statt. 

(4) 1 Den Verlust der Mitgliedschaft nach Absa tz 1 
stellt der Landtagspräsident fest. 2Diese Feststel­
lung steht einem Landtagsbeschluß im Sinn des 
Art. 41 Abs. 1 des Gesetzes über den Verfassungs­
gerichtshof gleich. 

7. Erstattung von Wahlkampfkosten 

Art . 59 

Umfang der Erstattung 

(1) Den politischen Parteien und sonstigen organi­
sierten Wählergruppen wird ein Zuschuß zu den 
notwendigen Kosten eines angemessenen Wahl­
kampfs für die Landtagswahl gewährt, wenn sie 
sich mit eigenen Wahlvorschlägen beteiligen und 

nach dem endgültigen Wahl ergebnis im Land min­
destens 1,25 v. H. der abgegebenen gültigen Stim­
men erhalten haben. 

(2) IDer Zuschuß nach Absatz 1 wird mit dem 
zum Zeitpunkt der Landtagswahl in § 18 Abs. 1 
Satz 2 des Parteiengesetzes festgelegten Betrag je 
Stimmberechtigten der vorausgegangenen Land­
tagswahl pauschaliert (Wahlkampfkostenpau­
schale). 2Die Wahlkampfkostenpauschale wird auf 
die nach Absatz 1 bezugsberechtigten Parteien und 
Wählergruppen nach dem Verhältnis der erzielten 
Stimmen aufgeteilt (Erstattungsbeträge). 

(3) Der Umfang der Erstattung richtet sich nach 
§ 18 Abs. 6 des Parteiengesetzes. 

Art. 60 

Erstattungsverfahren 

(1) lDie Parteien und Wählergruppen können 
die Erstattung der ihnen entstandenen Wahlkampf­
kosten (Art. 59) nur innerhalb von zwei Monaten 
nach dem Zusammentritt des Landtags beim Präsi­
denten des Landtags schriftlich beantragen. 2Der 
Präsident des Landtags kann die Frist bis zu zwei 
Monaten verlängern, wenn besondere Gründe 
glaubhaft gemacht werden. 

(2) 1 Der Erstattungsbetrag wird vom Präsiden­
ten des Landtags festgesetzt. 2Abschlagszahlungen 
nach Art. 61 sind anzurechnen und, soweit sie den 
zustehenden Erstattungsbetrag übersteigen oder 
wenn ein Erstattungsbetrag nicht entstanden ist, 
zurückzuzahlen. 

(3) 1 Der Erstattungsbetrag darf erst ausgezahlt 
werden, wenn dem Präsidenten des Landtags die 
schriftliche Erklärung vorgelegt worden ist, daß 
für Wahlkampfkosten, die nach Art. 59 Abs. 1 er­
stattungsfähig sind, Beträge mindestens in Höhe 
des Erstattungsbetrags aufgewendet wurden. 2Die 
Erklärung ist von zwei Mitgliedern der zur Vertre­
tung der Partei oder Wählergruppe berechtigten 
Organe abzugeben. 

(4) lWaren die tatsächlich entstandenen Wahl­
kampfkosten niedriger als der Erstattungsbetrag, 
so ist in der Erklärung ihre Höhe anzugeben. 2Der 
Erstattungsbetrag ist dann unter entsprechender 
Minderung neu festzusetzen. 3Die nach Satz 2 frei­
werdenden Teilbeträge der Wahlkampfkostenpau­
schale sind nicht erneut aufzuteilen. 

Art. 61 

Abschlagszahlungen 

(1) lDen Parteien und Wählergruppen, die bei 
der jeweils vorausgegangenen Landtagswahl Wahl­
,ergebnisse erreicht hatten, die die Voraussetzungen 
für eine Erstattung erf,üllt hätten, sind auf Antrag 
Abschlagszahlungen auf den Erstattungsbetrag zu 
gewähren. 2Abschlagszahlungen können im zwei­
ten und dritten Jahr der Wahlperiode des Landtags 
sowie im Wahljahr gezahlt werden; sie dürfen je­
weils 20 v. H. der Gesamtsumme des nach dem Er­
gebnis der vorausgegangenen Wahl zu erstattenden 
Betrags nicht übersteigen. 

(2) Die jährlichen Abschlagszahlungen sind 
beim Präsidenten des Landtags jeweils schriftlich 
zu beantragen. 
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(3) Vor einer Wahl nach Auflösung oder Ab­
berufung des Landtags (Art. 18 der Verfassung) 
kann der Präsident des Landtags Abschlagszahlun­
gen abweichend von Absatz 1 Satz 2 mit der Maß­
gabe gewähren, daß sie 60 v. H. der Wahlkampf­
kostenpauschale nicht übersteigen dürfen. 

Art. 62 

Bereitstellung der Mittel 

(1) Die nach Art. 59 und 61 erforderlichen Mittel 
sind im Haushaltsplan des Freistaates Bayern Ein­
zelplan "Landtag und Senat" auszubringen. 

(2) Der Oberste Rechnungshof prüft nur, ob der 
Präsident des Landtags als mittelverwaltende 
Stelle die Wahlkampfkosten entsprechend den Vor­
schriften dieses Gesetzes erstattet hat. 

Dri tter Teil 

Besondere Bestimmungen 
über Volksbegehren und Volksentscheid 

Abschnitt I 

Das unmittelbare Gesetzgebungsrecht 
des Volkes 

Art. 63 

Volksgesetzgebung 

(1) Das Volk übt das unmittelbare Recht der Ge­
setzgebung aus durch die Vorlage von Gesetzent­
würfen in Volksbegehren und durch die Abstim­
mung über Gesetze in Volksentscheiden. 

(2) 1 Über den Staatshaushalt findet kein Volks­
entscheid statt (Art. 73 der Verfassung). 2Ebenso 
sind Volksbegehren und Volksentscheid auf Verfas­
sungsänderungen, die dem demokratischen Grund­
gedanken der Verfassung widersprechen, unzu­
lässig. 

1. Volksbegehren 

Art. 64 

Zulassungsantrag 

(1) IDer Antrag auf Zulassung einesVolksbegeh­
rens ist schriftlich an das Staatsministerium des 
1nnern zu richten. 21hm muß der ausgearbeitete, 
mit Gründen versehene Gesetzentwurf, der den Ge­
genstand des Volksbegehrens bilden soll, beige­
geben sein. 3Der Antrag bedarf der Unterschrift 
von 25000 Stimmberechtigten; das Stimmrecht 
der Unterzeichner ist bei der Einreichung des Zu­
lassungsantrags nachzuweisen. 

(2) i1n dem Zulassungsantrag sollen ein Beauf­
tragter und ein Stellvertreter bezeichnet werden; 
fehlt diese Bezeichnung, so gilt der erste Unter­
zeichner als Beauftragter, der zweite als sein Stell­
vertreter. 2Der Beauftragte und sein Stellvertreter 
sind, jeder für sich, berechtigt, verbindliche Erklä­
rungen zum Antrag abzugeben und entgegenzu­
nehmen. 31m Zweifelsfall gilt die Erklärung des Be­
auftragten. 

Art. 65 

Entscheidung über den Zulassungsantrag 

(1) 1 Erachtet das Staatsministerium des 1nnern 
die gesetzlichen Voraussetzungen für die Zulas­
sung des Volksbegehrens nicht für gegeben, so hat 
es die Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs 
herbeizuführen (Art. 67 der Verfassung). 2Dies gilt 
insbesondere dann, wenn angenommen wird, daß 
der Antrag eine unzulässige Verfassungsänderung 
(Art. 75 Abs. l Satz 2 der Verfassung) oder eine ver­
fassungswidrige Einschränkung eines Grund­
rechts (Art. 98 der Verfassung) enthält. 

(2) 1 Auf das Verfahren vor dem Verfassungsge­
richtshof finden die besonderen Verfahrensvor­
schriften über Verfassungsstreitigkeiten sinnge­
mäß Anwendung. 2Die Entscheidung des Verfas­
sungsgerichtshofs muß innerhalb eines Monats 
nach Schluß der mündlichen Verhandlung, bei Ent­
scheidung im schriftlichen Verfahren nach Beendi­
gung der Anhörung der Verfahrensbeteiligten ge­
troffen werden, spätestens jedoch drei Monate 
nach Anrufung durch das Staatsministerium des 
1nnern. 3Sie ist im Staats anzeiger und im Gesetz­
und Verordnungsblatt bekanntzumachen. 

Art. 66 

Bekanntmachung des Volksbegehrens und 
der Eintragungsfrist 

(1) Wird dem Zulassungsantrag stattgegeben, so 
macht das Staatsministerium des 1nnern das Volks­
begehren in der gesetzlich vorgeschriebenen Form 
bekannt und setzt Beginn und Ende der Frist fest, 
während deren die Eintragungen für das Volksbe­
gehren vorgenommen werden können (Eintra­
gungsfrist ). 

(2) Die Bekanntmachung hat spätestens sechs 
Wochen nach dem Eingang des vollständigen Zu­
lassungsantrags beim Staatsministerium des 
1nnern, im Fall des Art. 65 vierWochen nach der Ver­
kündung der dem Zulassungs antrag stattgebenden 
Entscheidung des Verfassungsgerichtshofs zu er­
gehen. 

(3) 1 Die Eintragungsfrist b eträgt 14 Tage. 2 Sie 
beginnt frühestens vier, spätestens acht Wochen 
nach der Veröffentlichung im Staatsanzeiger. 3Sind 
die Eintragungslisten aus Gründen, die die Unter­
zeichner des Zulassungsantrags nicht zu vertreten 
haben, nicht während der gesamten Eintragungs­
frist zum Eintrag der Unterzeichnungserklärung 
bereitgehalten worden, so verlängert das Staats­
ministerium des 1nnern die Eintragungsfrist allge­
mein oder für einzelne Gemeinden entsprechend. 

Art. 67 

Änderung und Rücknahme 
des Zulassungsantrags 

(1) 1 Nach der Bekanntmachung kann der Zulas­
sungsantrag nicht mehr geändert, aber bis zum Ab­
lauf der Eintragungsfrist jederzeit zurückgenom­
men werden. 2Die Rücknahmeerklärung ist gültig, 
wenn sie von mehr als der Hälfte der Unterzeichner 
des Antrags abgegeben ist . 



358 Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 25/1988 

(2) lAuf Antrag des Beauftragten und des Stell­
vertreters kann das Staatsministerium des Innern 
den Zulassungsantrag für erledigt erklären, wenn 
durch ein vom Landtag beschlossenes Gesetz die 
mit dem Antrag erstrebte Gesetzesvorlage als über­
holt zu betrachten ist. 2Diese Entscheidung kann 
von Unterzeichnern des Zulassungsantrags beim 
Verfassungsgerichtshof angefochten werden. 3 Auf 
das Verfahren vor diesem Gericht ist Art. 65 Abs. 2 
entsprechend anzuwenden. 

(3) Das Volksbegehren ist durch das Staatsmini­
sterium des Innern einzustellen, wenn von den An­
tragstellern die ihnen obliegenden Maßnahmen 
nicht innerhalb einer angemessenen Frist getroffen 
werden. 

Art. 68 

Auslegung der Eintragungslisten 

(1) I Die Unterzeichner des Zulassungsantrags 
haben den kreisfreien Gemeinden, für die kreis­
angehörigen Gemeinden den Landratsämtern die 
erforderliche Anzahl vorschriftsmäßiger Eintra­
gungslisten gegen Empfangsnachweis spätestens 
zwei Wochen vor Beginn der Eintragungsfrist zuzu­
leiten. 2Diese müssen den vollen Inhalt des Volks­
begehrens enthalten. 

(2) I Die Gemeinden sind verpflichtet, die Ein­
tragungslisten für die Dauer der Eintragungsfrist 
zum Eintrag der Unterzeichnungserklärung bereit­
zuhalten. 2Die Eintragungsräume und -stunden 
sind so zu bestimmen, daß jeder Stimmberechtigte 
ausreichend Gelegenheit findet, sich an dem Volks­
begehren zu beteiligen. 

Art. 69 

Eintragungsberechtigung und Inhalt 
der Eintragung 

(1) Eintragungsberechtigt sind alle in der Ge­
meinde Stimmberechtigten. 

(2) I Die Eintragung muß Vor- und Familien­
name, Geburtsdatum und die Unterschrift enthal­
ten. 2Die Unterschrift muß eigenhändig geleistet 
werden. 3Wenn das wegen einer körperlichen Be­
hinderung nicht möglich ist, wird die Unterschrift 
durch eine entsprechende Feststellung in der Ein­
tragungsliste ersetzt. 

(3) Die Eintragung kann nicht zurückgenom­
men werden. 

Art. 70 

Ungültige Eintragungen 

Ungültig sind Eintragungen, wenn 

1. sie keine eigenhändige Unterschrift oder Fest­
stellung nach Art. 69 Abs. 2 Satz 3 enthalten, 

2. sie die Person des Eingetragenen nicht deutlich 
erkennen lassen, 

3. der Eingetragene nicht stimmberechtigt ist, 
4. sie nicht auf vorschriftsmäßigen Eintragungs­

listen stehen, 
5. sie nicht rechtzeitig geleistet worden sind, 

6. sie außerhalb der amtlichen Eintragungsräume 
geleistet worden sind. 

Art. 71 

Feststellung des Ergebnisses 
des Volksbegehrens 

(1)1 Der Landeswahlausschuß stellt das Ergebnis 
des Volksbegehrens fest. 2Er ist dabei an die Auffas­
sung der Gemeinde über die Gültigkeit der Eintra­
gungen nicht gebunden. 

(2) Zur Rechtsgültigkeit des Volksbegehrens ist es 
erforderlich, daß das Verlangen nach Schaffung eines 
Gesetzes von mindestens einem Zehntel der 
Stimmberechtigten nach dem Stand der letzten 
Wahl oder Abstimmung gestellt worden ist. 

(3) Der Landeswahlleiter macht das vom Landes­
wahlausschuß festgestellte Ergebnis des Volksbe­
gehrens bekannt. 

Art. 72 

Vorlage des Volksbegehrens 
an den Landtag 

(1) I Der Ministerpräsident hat rechtsgültige 
Volksbegehren innerhalb von vier Wochen namens 
der Staatsregierung unter Darlegung ihrer Stel­
lungnahme dem Landtag zu unterbreiten. 2Außer­
dem hat die Staatsregierung die gutachtliche Stel­
lungnahme des Senats einzuholen. 

(2) In den Fällen des Art . 73 Abs. 2 hat der Mini­
sterpräsident sämtliche Volksbegehren dem Land­
tag gemeinsam vorzulegen; die Frist des Absatzes 1 
Satz 1 beginnt hier mit der Feststellung des Ergeb­
nisses des vom Landeswahlausschuß zuletzt be­
handelten Volksbegehrens. 

Art. 73 

Behandlung des Volksbegehrens 
im Landtag 

(1) IRechtsgültige Volksbegehren sind vom 
Landtag binnen drei Monaten nach Unterbreitung 
zu behandeln und - vorbehaltlich des Absatzes 3 -
binnen weiterer drei Monate dem Volk zur Ent­
scheidung vorzulegen. 2Bei Ablauf dieser Fristen 
während einer Vertagung des Landtags hat der Prä­
sident den Landtag zu einer außerordentlichen 
Tagung einzuberufen. 

(2) I Mehrere rechtsgültige Volksbegehren, die 
den gleichen Gegenstand betreffen, werden vom 
Landtag gemeinsam behandelt und dem Volk ge­
meinsam zur Entscheidung vorgelegt, wenn ihre 
Laufzeit zusammengefallen war oder sich über­
schnitten hatte. 2Die Laufzeit im Sinn des Satzes 1 
umfaßt den Zeitraum vom Eingang des Zulas­
sungsantrags beim Staatsministerium des Innern 
(Art. 64 Abs. 1 Satz 1) bis zur Feststellung des Er­
gebnisses des Volksbegehrens durch den Landes­
wahlausschuß (Art. 71 Abs. 1 Satz 1). 

(3) Nimmt der Landtag den begehrten Gesetz­
entwurf unverändert an, so entfällt ein Volksent­
scheid vorbehaltlich der Bestimmung des Art. 75 
Abs. 2 der Verfassung. 

(4) Lehnt der Landtag den im Volksbegehren 
unterbreiteten Gesetzesantrag ab, so kann er dem 
Volk einen eigenen Gesetzentwurf zur Entschei­
dung mit vorlegen. 

(5) IWird durch den Landtag die Rechtsgültig­
keit des Volksbegehrens bestritten, so ist der hier-
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über ergangene Beschluß durch das Staatsrrüniste­
rium des Innern öffentlich bekanntzumachen. 2Auf 
Antrag von Unterzeichnern des Volksbegehrens 
entscheidet hierüber der Verfassungsgerichtshof 
(Art. 67 der Verfassung). 3 Art. 65 ist entsprechend 
anzuwenden. 

Art. 74 

Kosten 

1 Die Kosten der Herstellung der Eintragungs­
listen und deren Versendung an die kreisfreien Ge­
meinden und an die Landratsämter tragen die An­
tragsteller. 2Die Kosten der Feststellung des Ergeb­
nisses des Volksbegehrens fallen dem Staat, die üb­
rigen Kosten den Gemeinden zur Last. 

2. Volksentscheid 

Art. 75 

Bekanntmachung von Tag und Gegenstand 
des Volksentscheids 

(1) 1 Die Staatsregierung setzt den Tag der Ab­
stimmung fest . 2Sie macht ihn mit dem Gegenstand 
des Volksentscheids bekannt. 

(2) Die Bekanntmachung hat zu enthalten: 

1. den Tag der Abstimmung, 

2. den Text des Gesetzentwurfs, 

3. eine Erläuterung der Staatsregierung (Art. 74 
Abs. 7 der Verfassung), die bündig und sachlich 
sowohl die Begründ ung der Antragsteller wie die 
Auffassung der Staatsregierung, des Landtags 
und des Senats einschließlich der Abstimmungs­
ergebnisse im Landtag und Senat über den Ge­
genstand darlegen soll. 

(3) Die dem Volksentscheid vorzulegende Frage 
ist so zu stellen, daß sie mit "Ja" oder "Nein" beant­
wortet werden kann. 

(4) 1Stehen mehrere Gesetzentwürfe, die den 
gleichen Gegenstand betreffen, inhaltlich aber mit­
einander nicht vereinbar sind, zur Abstimmung, so 
sind sie auf einem Stimmzettel gemeinsam aufzu­
führen. 2Ihre Reihenfolge richtet sich nach der vom 
Landeswahlausschuß festgestellten Zahl der gülti­
gen Eintragungen. 3Hat der Landtag dem Volk 
einen eigenen Gesetzentwurf mit zur Entscheidung 
vorgelegt, so wird dieser vor den mit Volksbegehren 
gestellten Gesetzentwürfen aufgeführt. 4 Absatz 3 
ist für jeden dieser Gesetzentwürfe anzuwenden. 

Art. 76 

Stimmabgabe 

(1) 1 Die Abstimmung ist unmittelbar und geheim. 
2Die Stimme darf nur auf "Ja" oder "Nein" lauten. 

(2) Der Abstimmende kennzeichnet durch ein 
Kreuz oder auf andere Weise auf dem Stimmzettel, 
ob er die gestellte Frage mit "Ja" oder "Nein" be­
antworten will. 

Art. 77 

Ungültige Stimmen 

(1) Ungültig sind Stimmen, wenn der Stimmzettel 

1. nicht amtlich hergestellt ist, 

2. weder "Ja" noch "Nein" oderbeides zugleich auf 
dieselbe Frage enthält, 

3. bei mehreren denselben Gegenstand betreffen­
den Gesetzentwürfen mehrmals "Ja" enthält, 

4. mit einem besonderen Merkmal versehen ist, 
einen Zusatz oder Vorbehalt enthält. 

(2) Art. 40 Abs. 2 bis 5 gelten entsprechend. 

Art. 78 

Feststellung des Abstimmungsergebnisses 
durch den Wahlvorstand 

Nach Beendigung der Abstimmung stellt der 
Wahlvorstand das Abstimmungsergebnis fest . 

Art. 79 

Feststellung des Abstimmungsergebnisses 
durch den Landeswahlausschuß 

(1) Der Landeswahlausschuß stellt das zahlen­
mäßige Ergebnis des Volksentscheids fest . 

(2) Der Landeswahlleiter macht das vom Landes­
wahlausschuß festgestellte zahlenmäßige Ergebnis 
des Volksentscheids bekannt. 

Art. 80 

Ergebnis des Volksentscheids 

(1) lEin Gesetzentwurf ist durch Volksentscheid 
angenommen, wenn die Mehrheit der abgegebenen 
gültigen Stimmen auf "Ja" lautet. 21st die Zahl der 
gültigen Ja- und Nein-Stimmen gleich, so ist der 
Gesetzentwurf abgelehnt. 

(2) 1 Sind bei einer gleichzeitigen Abstimmung 
für mehrere Gesetzentwürfe, die den gleichen Ge­
genstand betreffen, inhaltlich aber miteinander 
nicht vereinbar sind, je mehr gültige Ja- als Nein­
Stimmen abgegeben worden, so ist der Entwurf an­
genommen, der die meisten Ja-Stimmen erhalten 
hat . 21st die Zahl der gültigen Ja-Stimmen fürmeh­
rere Gesetzentwürfe gleich, so ist derjenige ange­
nommen, der nach Abzug der auf ihn entfallenden 
Nein-Stimmen die größte Zahl der Ja-Stimmen auf 
sich vereinigt. 

Art . 81 

Prüfung des Volksentscheids 
durch den Landtag 

(1) Der Landtag prüft die Durchführung des 
Volksentscheids. . 

(2) 1 Gegen die Beschlüsse des Landtags nach Ab- . 
satz 1 können eine Minderheit des Landtags, die 
wenigstens ein Drittel der gesetzlichen Mitglieder­
zahl des Landtags umfaßt, ferner die Beauftragten 
der dem Volksentscheid unterstellten Volksbegeh­
ren den Verfassungsgerichtshof anrufen. 2Für das 
Verfahren gelten Art. 41 Abs. 2 bis 5 des Gesetzes 
über den Verfassungsgerichtshof entsprechend. 
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(3) Wird das Ergebnis in einem oder mehreren 
Stimmbezirken für ungültig erklärt, so ist Art. 54 
entsprechend anzuwenden. 

Art. 82 

Ausfertigung und Verkündung 
der Gesetze 

Wird ein durch Volksbegehren verlangtes Gesetz 
durch Volksentscheid angenommen, so ist es als Ge­
setz auszufertigen und bekanntzumachen. 

Abschnitt II 

Die Abberufung des Landtags durch das Volk 

Art. 83 

Auf Antrag von einer Million Stimmberechtigter 
ist ein Volksentscheid über die Abberufung des 
Landtags herbeizuführen. 

Art. 84 

Volksbegehren 

Für die Durchführung des Volksbegehrens finden 
Art. 64 bis 70 , 71 Abs . 1, Art. 72,73 Abs. 1 und 5 und 
Art. 74 entsprechende Anwendung. 

Art. 85 

Volksen tscheid 

Für die Durchführung des Volksentscheids fin­
den Art. 75 bis 79 und 81 entsprechende Anwen­
dung. 

Art. 86 

Ergebnis des Volksentscheids 

Zur Abberufung des Landtags durch Volksent­
scheid ist die Mehrheit der abgegebenen gültigen 
Stimmen erforderlich. 

Art. 87 

Vollzug der Abberufung 

Die Abberufung des Landtags ist durch seinen 
Präsidenten umgehend zu vollziehen. 

Abschnitt III 

Volksentsch~id über Beschlüsse des Landtags 
auf Anderung der Verfassung 

Art. 88 

(1) Vom Landtag beschlossene Verfassungsände­
rungen sind dem Volk zur Entscheidung vorzule­
gen. 

(2) Für die Durchführung des Volksentscheids 
finden die Art. 75 bis 82 entsprechende Anwen­
dung. 

Vierter Teil 

Schlußbestimmungen 

Art. 89 

Anpassung der Stimmkreiseinteilung 

1 Die Staatsregierung erstattet dem Landtag 
spätestens 18 Monate vor Ablauf der Wahlperiode 
einen schriftlichen Bericht über die Veränderung 
der Einwohnerzahlen in den Wahl- und Stimmkrei­
sen. 2Der Bericht hat Vorschläge zur Änderung der 
Zahl der auf die Wahlkreise entfallenden Abgeord­
netensitze und zur Änderung der Stimmkreisein­
teilung zu enthalten, soweit das durch die Verände­
rung der Einwohnerzahlen geboten ist. 

Art. 90 

Ordnungswidrigkeiten 

(1) Mit Geldbuße kann belegt werden, wer 

1. entgegen . Art. 11 ohne wichtigen Grund ein 
Ehrenamt ablehnt oder sich ohne genügende 
Entschuldigung den Pflichten eines solchen ent­
zieht, 

2. entgegen Art . 14 Abs. 1 Abstimmende beeinflußt, 
behindert oder belästigt. 

(2) Mit Geldbuße bis zu einhunderttausend Deut­
sche Mark kann belegt werden, wer entgegen 
Art. 14 Abs. 2 vor Ablauf der Abstimmungszeit Er­
gebnisse von Befragungen nach der Stimmabgabe 
über den Inhalt der Abstimmungsentscheidung ver­
öffentlicht. 

Art. 91 

Fristen und Termine 

1 Die in diesem Gesetz vorgesehenen Fristen und 
Termine verlängern oder ändern sich nicht da­
durch, daß der letzte Tag der Frist oder ein Termin 
auf einen Samstag, Sonntag oder gesetzlichen oder 
staatlich geschützten Feiertag fällt . 2Eine behörd­
liche Verlängerung von Fristen ist ebenso aus­
geschlossen wie eine Wiedereinsetzung in den vori­
gen Stand. 

Art . 92 

Wahlsta tistik 

(1) Das Ergebnis der Wahlen zum Landtag ist sta­
tistisch zu bearbeiten. 

.(2) 1 In den vom Staatsministerium des Innern im 
Benehmen mit dem Landeswahlleiter zu bestim­
menden Stimmbezirken sind auch Statistiken über 
Geschlechter- und Altersgliederung der Stimmbe­
rechtigten und Wähler unter Berücksichtigung der 
Stimmabgabe für die einzelnen Wahlkreisvor­
schläge zu erstellen. 2Die Trennung der Abstim­
mung nach Geschlechtern und Altersgruppen ist 
nur zulässig, wenn die Stimmabgabe der einzelnen 
Wähler dadurch nicht erkennbar wird. 

Art. 93 

Landeswahlordnung 

1 Das Staatsministerium des Innern erläßt durch 
Rechtsverordnung die zum Vollzug dieses Gesetzes 
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erforderlichen Vorschriften. 2Es trifft darin insbe­
sondere Bestimmungen über 

1. die Ernennung der Wahlleiter und Wahlvorste­
her, die Bildung der Wahlausschüsse und Wahl­
vorstände sowie ihre Tätigkeit, Beschlußfähig­
keit und ihr Verfahren, 

2. die Bestellung von Stimmkreisbeauftragten 
und ihre Aufgaben, 

3. Ablehnungsgründe und Auslagenersatz bei 
Ehrenämtern, 

4. die Bildung der Stimmbezirke, 

5. die Voraussetzungen für die Aufnahme in das 
Wählerverzeichnis, dessen Führung, Ausle­
gung, Berichtigung und Abschluß, den Ein­
spruch und die Beschwerde gegen das Wähler­
verzeichnis sowie die Benachrichtigung der 
Stimmberechtigten, 

6. die Voraussetzungen und das Verfahren zur Er­
teilung von Wahlscheinen sowie den Einspruch 
und die Beschwerde gegen deren Ablehnung, 

7. den Nachweis von Stimmrechtsvoraussetzungen, 

8. das Verfahren nach Art. 26 und 27, 

9. Einreichung, Inhalt und Form der Wahlkreis­
vorschläge sowie der dazugehörigen Unterla­
gen, ihre Prüfung, die Beseitigung von Män­
geln, ihre Zulassung, die Beschwerde gegen 
Entscheidungen des Wahlkreisausschusses so­
wie die Bekanntmachung der Wahlkreisvor­
schläge, 

10. Form und Inhalt der Stimmzettel, 

11. Bereitstellung und Einrichtung der Abstim­
mungsräume, 

12. Bekanntmachungen zur Vorbereitung der Ab­
stimmung, wobei eine von den Bekanntma­
chungsvorschriften der Gemeindeordnung ab­
weichende Regelung getroffen werden kann, 

13. die Abstimmungszeit, 

14. die Stimmabgabe, 

15. die Stimmabgabe in Kranken- und Pflegean­
stalten, Klöstern, gesperrten Wohnstätten so­
wie in Justizvollzugsanstalten, 

16. die Feststellung und Bekanntmachung des Ab­
stimmungsergebnisses, 

17 . die Durchführung von Nachwahlen, Wiederho­
lungswahlen und Wiederholungsabstimmungen, 

18. das Zulassungs- und Eintragungsverfahren für 
Volksbegehren. . 

Art. 94 

Inkrafttreten 

1 Dieses Gesetz ist dringlich. 2Es tritt am 
15 . August 1954 in Kraft. *) 

') Diese Vorschrift betr ifft das Inkrafttreten des Gesetzes in der 
ursprünglichen Fassung vom 11. August 1954 (G:YBl S.177). 
Der Zeitpunkt des Inkrafttretens der späteren Anderungen 
ergibt sich aus den jeweiligen Anderungsgeset zen. 
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